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Hinweise und Tipps für die gemeinnützige Steuerpraxis
ProMemoria – Durchblick: 

Aktuelle Brennpunkte aus dem Gemeinnütigkeitsrecht von einem Steuerexperten verständlich beschrieben

Zuwendungen gemeinnütziger Körperschaften an steuerpflichtige

Betriebe gewerblicher Art
Der nachfolgende Beitrag stellt die Möglichkeiten der Weitergabe von Mitteln durch eine nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG steuerbegünstigte Körperschaft an einen steuerpflichtigen Betrieb gewerblicher Art (BgA) dar (§ 58 Nr. 1 und 2 AO). Daneben wird die ertragsteuerliche Behandlung von Zuwendungen beim empfangenden BgA erörtert.

1.
Die Vorschrift des § 58 AO beinhaltet eine Reihe von Betätigungen, die mit dem Gemeinnützigkeitsrecht nicht in Einklang stehen, weil sie nicht mit den Grundsätzen der Ausschließlichkeit, Unmittelbarkeit oder Selbstlosigkeit vereinbar sind. Gleichwohl sind sie kraft ausdrücklicher gesetzlicher Regelung in § 58 AO unter den dort genannten Voraussetzungen ausnahmsweise für die Steuerbegünstigung unschädlich.

2.
So ermöglicht die Regelung des § 58 Nr. 1 AO einer gemeinnützigen Körperschaft, Mittel für die Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecken einer anderen Körperschaft oder für die Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke durch eine Körperschaft des öffentlichen Rechts zu beschaffen und in vollem Umfang an diese weiter zu leiten. Dies stellt eine Ausnahme vom Grundsatz der Unmittelbarkeit dar, da die begünstigte Körperschaft selbst nicht unmittelbar für gemeinnützige Zwecke tätig wird. Erfasst werden von dieser Vorschrift insbesondere Förder- und Spendensammelvereine.

3.
§ 58 Nr. 1 AO ist sowohl durch das Gesetz zur Änderung des Investitionszulagengesetzes 1999 vom 20. Dezember 2000 als auch durch das Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und weiterer Gesetze vom 21. Juli 2004 geändert worden.

4.
Bei einer Mittelzuwendung durch einen Förder- oder Spendensammelverein an eine juristische Person des öffentlichen Rechts für die Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke  ergab sich bislang die Frage, ob diese Mittelzuwendung für die zuwendende Körperschaft auch dann nach § 58 Nr. 1 AO gemeinnützigkeitsrechtlich unschädlich ist, wenn die Mittel in einem steuerpflichtigen BgA eingesetzt werden.

5.
Entstanden ist dieses Problem durch die Änderung des § 58 Nr. 1 AO durch das Gesetz zur Änderung des Investitionszulagengesetzes 1999 vom 20. Dezember 2000. Durch dieses Gesetz wurde mit Wirkung zum 1. Januar 2001 in § 58 Nr. 1 AO der Halbsatz eingefügt, dass die Beschaffung von Mitteln für eine unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaft voraussetzt, dass diese selbst steuerbegünstigt ist. Hintergrund dieser Regelung war die Gründung einer Reihe von Fördervereinen, die keine gemeinnützigen Körperschaften, sondern inländische steuerpflichtige Körperschaften förderten (beispielsweise Golfvereine), für die selbst eine Anerkennung als gemeinnützige Körperschaft nicht in Frage kam. Durch die Gesetzesänderung wurde aber zugleich geregelt, dass auch die Förderung eines BgA nur noch zulässig ist, wenn der BgA selbst die Voraussetzungen für eine Anerkennung als gemeinnützige Körperschaft erfüllt.

6.
Zu diesen Voraussetzungen gehört insbesondere das Vorliegen einer den gemeinnützigkeitsrechtlichen Anforderungen genügenden Satzung. Auch juristische Personen des öffentlichen Rechts benötigen für die Verfolgung gemeinnütziger Zwecke im Rahmen eines BgA für die steuerliche Anerkennung der Gemeinnützigkeit eine entsprechende Satzung. Im Unterschied zu anderen Körperschaften bedarf es jedoch keiner Festlegung der Vermögensbindung in der Satzung, § 62 AO.

7.
In Folge der Gesetzesänderung mussten daher bislang steuerpflichtige BgA den Bindungen des Gemeinnützigkeitsrechts unterworfen werden, wenn sie weiterhin von Fördervereinen Mittel erhalten wollten. Dies setzte neben einer Satzung insbesondere die ausschließliche Verfolgung gemeinnütziger Zwecke voraus. Eine entsprechende Gestaltung kam daher z.B. bei kommunalen Museen, Theatern oder Kindergärten in Betracht, nicht jedoch beispielsweise bei Stadtwerken. Andererseits waren Fördervereine kommunaler Einrichtungen für den Erhalt ihrer eigenen Gemeinnützigkeit darauf angewiesen, dass die Kommune für die zu fördernde - bislang steuerpflichtige - Einrichtung die Voraussetzungen zur Anerkennung eines gemeinnützigen BgA`s schuf.

8.
In der Folgezeit erließ die Finanzverwaltung wiederholt Übergangsregelungen, in denen den juristischen Personen des öffentlichen Rechts hinsichtlich des Erfordernisses, dass bei den geförderten BgA eine den gemeinnützigkeitsrechtlichen Erfordernissen entsprechende Satzung vorhanden sein muss, um Zuwendungsempfänger nach § 58 Nr. 1 AO sein zu können, eine Fristverlängerung zuletzt bis zum 31. Dezember 2004 eingeräumt wurde. Dementsprechend wurden auch Vereine zur Förderung nicht gemeinnütziger BgA`s weiterhin als gemeinnützig behandelt, wenn ihre Anerkennung als gemeinnützige Körperschaft lediglich daran gescheitert wäre, dass bei dem geförderten BgA keine oder keine ausreichende Satzung vorhanden war.

9.
Mit Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und weiterer Gesetze vom 21. Juli 2004 hat der Gesetzgeber rückwirkend auf den 1. Januar 2001 § 58 Nr. 1 AO dahingehend ergänzt, dass allein die Beschaffung von Mitteln für eine unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaft "des privaten Rechts" voraussetzt, dass diese selbst steuerbegünstigt ist. Betriebe gewerblicher Art von Körperschaften des öffentlichen Rechts können danach auch dann von gemeinnützigen Körperschaften im Rahmen des § 58 Nr. 1 AO unterstützt werden, wenn sie selbst nicht gemeinnützig sind (OFD Magdeburg vom 20. April 2005 Az.: - S 0170 - 44 - St 217; - S 0177 - 11/12 - St 217 -). Die zugewendeten Mittel müssen von dem geförderten BgA lediglich zu steuerbegünstigten Zwecken verwendet werden.

10.
Danach wäre beispielsweise auch die Mittelzuwendung eines gemeinnützigen Förder- oder Spendensammelvereins an einen Stadtwerke-BgA oder einen Bäder-BgA gemeinnützigkeitsrechtlich unschädlich, wenn dieser BgA die zugewendeten Mittel für steuerbegünstigte Zwecke (z. B. Förderung von Kunst und Kultur oder des Umwelt- und Landschaftsschutzes) verwendet.

11.
Gemäß § 58 Nr. 2 AO darf eine gemeinnützige Körperschaft ihre Mittel teilweise einer anderen, ebenfalls steuerbegünstigten Körperschaft oder einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zur Verwendung zu steuerbegünstigten Zwecken zuwenden. Anders als bei § 58 Nr. 1 AO muss die Beschaffung von Mitteln für die andere Körperschaft nicht Satzungszweck der zuwendenden Körperschaft sein. Empfänger der Mittel kann dabei auch ein nicht steuerbegünstigter BgA sein, solange dieser die empfangenden Mittel für steuerbegünstigte Zwecke verwendet.

12.
Erhält ein nicht steuerbegünstigter BgA Zuwendungen nach § 58 Nr. 1 oder 2 AO oder Spenden von Privatpersonen, so sind diese Zuwendungen ertragswirksam als sonstige Erträge steuerpflichtig zu erfassen. Werden solche Zuwendungen dagegen von einem gemeinnützigen BgA vereinnahmt, handelt es sich um steuerfreie Einnahmen. Für BgA`s, die steuerbegünstigte Zwecke verfolgen (z.B. Museen, Theater, Kindergärten) und die im größeren Umfang Zuwendungen erhalten, ist daher weiterhin eine Anerkennung als gemeinnütziger BgA vorteilhaft, wenn sich unter Berücksichtigung von Spenden Gewinne ergeben sollten.

13.
Der Wegfall des Gemeinnützigkeitserfordernisses bei Körperschaften des öffentlichen Rechts als Zuwendungsempfänger im Sinne des § 58 Nr. 1 AO bedeutet zugleich, dass Zuwendungen, die unmittelbar an eine Körperschaft des öffentlichen Rechts geleistet werden, auch dann steuerlich begünstigt sind, wenn sie in einem nicht gemeinnützigen BgA zu steuerbegünstigten Zwecken verwendet werden. Diese Zuwendungen sind damit als Spende im Sinne des § 10 b EStG steuerlich abziehbar (OFD Frankfurt am Main vom 19. April 2005, Az.: S 2223 A - 124 - St II 2.06).
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